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Sitzung vom 20. August 2024 

 

BESCHLUSS NR.  344 /  A1.04  

Volksinitiative «Zusammenführen, was zusammengehört» - Grenzänderung Uster-
Greifensee 
Baukredit Schulhaus Gschwader 
Festsetzung Abstimmungstermin 

 

Anlässlich seiner Sitzung vom 10. Juni 2024 hat der Gemeinderat den Baukredit für das Schulhaus 

Gschwader mit 20 zu 13 Stimmen genehmigt. Dieser beträgt 11 570 000 Franken inkl. MWST und 
untersteht deshalb der Volksabstimmung. Anlässlich seiner Sitzung vom 8. Juli 2024 sodann hat der 
Gemeinderat die Volksinitiative «Zusammenführen, was zusammengehört» - Grenzänderung Uster-
Greifensee mit 22 zu 8 Stimmen abgelehnt. Lehnt der Gemeinderat eine Volksinitiative in der Form 
der allgemeinen Anregung ab, ohne eine Umsetzungsvorlage ausarbeiten oder einen Gegenvor-
schlag zu beschliessen, findet eine Volksabstimmung über die Initiative statt (§ 134 Abs. 2 Gesetz 
über die Politischen Rechte, GPR). 

Wahlleitende Behörde ist der Stadtrat (§ 12 Abs. 1 lit. d GPR). Wahlen und Abstimmungen werden 
von der wahlleitenden Behörde angeordnet (§ 57 Abs. 1 GPR). Der Stadtrat  setzt den Abstim-
mungstermin für die beiden Vorlagen auf Sonntag, 24. November 2024 fest. 

Der Stadtrat beschliesst: 

1. Die Abstimmung über die beiden Vorlagen Volksinitiative «Zusammenführen, was zu-
sammengehört» - Grenzänderung Uster-Greifensee und Baukredit Schulhaus Gschwader 
wird auf Sonntag, 24. November 2024 festgesetzt. 

2. Die Stadtkanzlei wird mit den weiteren Schritten für die Urnenabstimmung beauftragt. 

3. Die Stadtkanzlei wird mit der amtlichen Publikation dieses Beschlusses beauftragt. 

4. Mitteilung als Protokollauszug an 

− Martin Bornhauser, (für das Initiativkomitee) 
− Parlamentarische Dienste, Leiter Daniel Reuter (z. K. Gemeinderat) 
− Stadtpräsidentin Barbara Thalmann 
− Abteilungsvorsteherin Bildung, Patricia Bernet 
− Stadtschreiber-Stv, Jörg Schweiter  
− Abteilungsleiter Bildung, Markus Zollinger 
− Gesamtverwaltung, Stadtkanzlei, Wahlen und Abstimmungen, Monika Grau 
− Gesamtverwaltung, Stadtkanzlei, Eva Schellenberg 

 

öffentlich 

 


